
(Beifall bei der AfD – Beate Müller-Gemmeke 
[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: Ist das ekel-
haft!)

Der Chef des Caritasverbands Behindertenhilfe, 
Wolfgang Tyrychter, sieht hier eine Gefährdung der Ver-
sorgungsqualität und -sicherheit für Menschen mit Be-
hinderung.

(Beate Müller-Gemmeke [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Widerlich!)

Die Mitarbeiter im Sozial- und Gesundheitswesen stehen 
als Fachkräfte schließlich in einem engen Vertrauensver-
hältnis zu ihren Patienten. Sie lassen sich nicht einfach so 
austauschen, und die Bindung zwischen Menschen mit 
Behinderung und ihren Betreuern, meine Damen und 
Herren, ist doch so viel mehr als nur ein kaltes Dienst-
leistungsverhältnis.

(Beifall bei der AfD)

Ulrich Schneider, der Hauptgeschäftsführer des Paritä-
tischen Gesamtverbandes, mahnt, dass mit dieser Impf-
pflicht regional massive Personal- und Versorgungseng-
pässe drohen. Und mehr noch: Er bezeichnet diese von 
Ihnen verhängte Impfpflicht als Gesetz gegen den ope-
rativen Sachverstand. Und recht hat der Mann!

(Beifall bei der AfD)

Meine Damen und Herren von der CDU, Sie können 
hier die notwendigen Maßnahmen fordern, um die soziale 
Lage von Menschen mit Behinderung in unserem Land 
zu verbessern. Doch solange Sie eine Impfpflichtpolitik 
unterstützen, welche die bestehende Versorgungslage zu 
zerstören droht, kann man Ihre Forderungen nur als eines 
bezeichnen: billige Heuchelei.

(Beifall bei der AfD – Dr. Wolfgang 
Strengmann-Kuhn [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Widerlich!)

Ihre ehemalige Kanzlerin Merkel bezeichnete ihr Ver-
ständnis von christdemokratischer Politik einst als mal 
liberal, mal konservativ und mal christlich-sozial. Letz-
teres war stets geheuchelt, der Konservatismus – und das 
wissen Sie – eine Lüge, und Ersteres kam immer zur 
falschen Zeit.

Während Ihre Ikone in der Migrationspolitik zur 
„Mutti Merkel“ hochgeschrieben wurde, wurden Men-
schen mit Behinderung stiefmütterlich behandelt. Mit 
dem durch Ihren Impfzwang drohenden Quasi-Arbeits-
verbot für viele wichtige Betreuer riskieren Sie nun den 
Zusammenbruch der Versorgung. Das, meine Damen und 
Herren von den Altparteien, haben Sie alle zu verantwor-
ten; denn hier macht die Scheinoppositionelle mit der 
linksliberalen Regierung gemeinsame Sache.

Sie riskieren mit Ihrer Politik eine regelrechte soziale 
Krise, und das, obwohl in allen Ländern um uns herum 
die Coronamaßnahmen aufgehoben werden und selbst in 
Österreich die irrsinnige Impfpflicht gekippt wurde. Des-
halb: Stellen Sie Ihren unsinnigen Impfzwang zurück,

(Zuruf von der CDU/CSU: Thema verfehlt, 
Herr Kollege!)

und geben Sie somit einer Verbesserung für die Teilhabe 
unserer Mitmenschen mit Behinderung überhaupt erst 
eine Chance. Das, meine Damen und Herren, wäre dann 
tatsächlich mal solidarisch.

Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD – Sören Pellmann [DIE 
LINKE]: Thema verfehlt! – Zuruf von der 
CDU/CSU: Thema verfehlt! Sechs, setzen! – 
Takis Mehmet Ali [SPD]: Ich frage mich, wo 
der Bus ist mit den Leuten, die das interes-
siert!)

Vizepräsidentin Katrin Göring-Eckardt:
Jetzt spricht Corinna Rüffer für Bündnis 90/Die Grü-

nen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der FDP)

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Liebe Demokratinnen 

und Demokraten! Die AfD hat gerade mal wieder unter 
Beweis gestellt, dass ihr das Leben behinderter Men-
schen, ehrlich gesagt, sonst wo vorbeigeht.

(Hannes Gnauck [AfD]: Dann haben Sie aber 
nicht zugehört!)

Sie haben hier keinen einzigen Satz zu diesem Antrag und 
zum Thema beigetragen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der CDU/CSU, der FDP und der 
LINKEN)

Die einrichtungsbezogene Impfpflicht hat mit der inklu-
siven Beschäftigung behinderter Menschen rein gar 
nichts zu tun. Es tut mir einfach leid, dass Sie hier so 
die Redezeit verschwenden.

Der Unterschied zwischen Ihnen und der ehemaligen 
Kanzlerin Angela Merkel ist – das möchte ich an der 
Stelle auch noch mal sagen –, dass sie bei diesem Thema 
zumindest den Hauch eines Verständnisses gehabt hat. 
Sie hat sich nämlich mit dem Statement verabschiedet – 
da war ich sehr überrascht, dass sie das nach all den 
vielen Jahren dann doch endlich mal tut als eine Frau, 
die auf dem Gelände einer Behinderteneinrichtung in 
der DDR aufgewachsen ist –, dass man diese Einrichtung 
aufzulösen hat und dass man solchen Kindern von An-
fang an die Möglichkeit geben muss, mit allen anderen 
Kindern zusammen inklusiv beschult zu werden. Men-
schen, die in Werkstätten arbeiten, hätten ein Anrecht 
auf einen anständigen Lohn und die Möglichkeit zum 
Zugang zu einem inklusiven Arbeitsmarkt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD, der FDP und der LINKEN sowie 
des Abg. Kai Whittaker [CDU/CSU])

Das war also reiner Bullshit, was Sie hier beigetragen 
haben.

Der Union möchte ich sagen, dass man an manchen 
Stellen wirklich deutlich merkt, dass es gut ist, wenn in 
einem Land nicht immer die Gleichen am Ruder sitzen. 
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Nach 16 Jahren war es, ehrlich gesagt, wirklich an der 
Zeit, dass die Unionsfraktion jetzt mal auf der Oppositi-
onsbank sitzt.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Zuruf von der CDU/CSU: Der Anfang Ihrer 
Rede war besser!)

Ich möchte Ihnen sagen – das meine ich überhaupt 
nicht böse –: Zu einer guten Demokratie gehört es, dass 
mal frische Luft reingelassen wird. Das merkt man ein 
bisschen auch an Ihrem Antrag. Außerdem finde ich es 
total gut, wenn in einem Parlament möglichst viele Men-
schen sitzen, die einen Hauch Ahnung davon haben, was 
es bedeutet, an einer inklusiven Gesellschaft zu arbeiten: 
nämlich Lebensqualität und Fortschritt für alle Men-
schen.

Ich glaube, dass mit Hubert Hüppe, der in der ersten 
Reihe sitzt, jemand wieder neu im Bundestag ist, der eine 
Vorstellung davon hat. Ich bin mir ziemlich sicher, dass 
Hubert Hüppe an diesem Antrag auf jeden Fall mitgear-
beitet hat. Er ist nicht perfekt, aber er ist nicht schlecht. 
Da ist einiges abgeschrieben – von uns und vielleicht 
auch von anderen, da bin ich mir nicht so sicher –, aber 
es ist auf jeden Fall eine gute Grundlage, auf der man 
diskutieren kann.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der FDP)

Andererseits muss ich Ihnen sagen, dass mir, bildlich 
gesprochen, echt die Tränen kommen, wenn ich darüber 
nachdenke, was wir in den vergangenen Jahren alles hät-
ten gemeinsam zustande bringen können,

(Beifall des Abg. Sören Pellmann [DIE 
LINKE])

wenn wir uns in diesem Hohen Haus zusammengetan 
hätten, um Ernst zu machen mit der vollen und gleichbe-
rechtigten Teilhabe von Menschen mit Behinderungen, 
wenn wir unsere Kraft darauf gerichtet hätten, Strukturen 
zu schaffen, die tatsächlich für alle zugänglich sind und 
die auch funktionieren.

Stattdessen – ich zitiere –:

Noch nie waren so viele Menschen mit Behinderun-
gen in Sondereinrichtungen. Die (Aus-)Sonder-
strukturen haben sich durchgesetzt, die Inklusion 
ist auf dem Rückmarsch. …

Sonderschulen werden zum Teil mit enormem Fi-
nanz-und Personalaufwand erweitert oder gar neu 
gebaut, die schulische Inklusion wird kaputtgespart. 
In der Folge steigt auch die Zahl von Menschen in 
den Werkstätten.

Es werden Milliarden in die Exklusion gesteckt, und 
in der „Wohlfahrtsindustrie“ wird immer mehr Geld 
verdient.

So steht es geschrieben auf der Website unseres ehe-
maligen Behindertenbeauftragten Hubert Hüppe. Und er 
hat recht mit dem, was er sagt. Nur, leider hat das, was er 
sagt, mit der Politik der Union bisher überhaupt nichts zu 
tun gehabt. Wie oft habe ich mir anhören müssen, dass 
Förderschulen, Werkstätten und Heime schon gut seien 

für die Behinderten. Die Menschen wollten in Werkstät-
ten arbeiten, weil sie den Schutzraum bräuchten und sich 
dort wohlfühlten.

Aber die Realität ist oftmals eine andere. Ich möchte 
mal aus einem Interview mit Frau – nennen wir sie – 
Schmitz zitieren, die heute – das möchte ich vorwegschi-
cken – bei einem Unternehmen fest angestellt ist. Sie 
hatte keinen Schulabschluss, ist irgendwann, wie sie sagt, 
in einer massiven Despression gelandet und deshalb nicht 
mehr vor die Tür gegangen. Frau Schmitz hat Glück 
gehabt: Über ein Praktikum bekam sie die Gelegenheit, 
ins – formal formuliert – betreute Arbeiten, in einen be-
triebsintegrierten Arbeitsplatz einzusteigen. Sie sagt – ich 
zitiere –:

Dadurch hatte ich die Möglichkeit, sanft und ohne 
Druck wieder oder überhaupt in Arbeit einzusteigen. 
Man ist offiziell bei einer Werkstatt für Menschen 
mit Behinderungen angemeldet, aber arbeitet nicht 
dort, sondern in einem ganz normalen Unternehmen. 
Das heißt, man ist nicht auf dem ersten Arbeitsmarkt 
und muss nicht die Verantwortung und Leistung 
bringen, die damit einhergeht. Ich habe damals mit 
einer reduzierten Stundenzahl angefangen und mich 
dann langsam, aber stetig gesteigert, bis ich bei der 
Vollzeit angekommen bin. Ich konnte in der Zeit 
eingearbeitet werden, ohne dass ich schon Leistung 
bringen musste. Ich war als helfende Hand dabei.

Damit ich überhaupt in dem Unternehmen anfangen 
konnte, musste ich mir als Erstes eine WfbM, eine 
Behindertenwerkstatt, anschauen. Dabei habe ich 
festgestellt, dass ich nie da arbeiten möchte. Ich 
hatte das Gefühl: Wenn ich vorher nicht schon be-
hindert bin, dann bestimmt, nachdem ich dort arbei-
ten müsste.

Ohne die Möglichkeit eines betriebsintegrierten Ar-
beitsplatzes wäre ich diesen Weg nicht gegangen 
und heute wahrscheinlich noch immer stark depres-
siv und vor allen Dingen auch arbeitslos. Für mich 
war es genau der richtige Weg, um stabil genug zu 
werden, damit ich meine Ausbildung beginnen 
konnte.

Frau Schmitz hat es geschafft, weil sie das Glück hatte, 
Unterstützung auf ihrem individuellen Weg zu bekom-
men. Viele andere Menschen haben dieses Glück nicht. 
Glück darf aber keine Kategorie sein, wenn es darum 
geht, geltendes Recht in Anspruch zu nehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)

Und hier liegt eine Kernaufgabe für die kommenden 
Jahre: Wir müssen es schaffen, den Bürokratiedschungel 
zu lichten. Wir brauchen einen Servicestaat und keinen 
Kafka-Staat. Lassen Sie uns diesen Weg gemeinsam ge-
hen als Demokraten innerhalb dieses Parlamentes und 
ernsthaft an einer inklusiven Gesellschaft arbeiten!

Ich bedanke mich.
(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten der 
FDP)
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